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Über die Schwierigkeiten des politischen Sprechens in der Demokratie
I .
Die Sprache der Politik ist in den letzten Jahren ins Gerede geraten. 
Publizisten, Wissenschaftler der einschlägigen Branchen, Leserbriefschrei-
ber und natürlich auch Politiker beschäftigen sich nicht nur im deutschen 
Sprachraum kritisch m it der politischen Sprache. Zwei Hauptangriffs-
punkte kristallisieren sich im vielfältigen Beschuß der Kritik heraus: 
Erstens der Vorwurf, Sprache werde im politischen K ontext fast reflex-
artig verwendet, nahezu autom atisch würde auf Form eln und Leerformeln 
zurückgegriffen, wo K onkretion und Präzision gefordert sei, und zweitens 
der Vorwurf, Sprache werde zu manipulativen Zwecken eingesetzt, sie 
werde also von ihrer kommunikativen Aufgabe zugunsten einer der 
Politik nützlichen M anipulationsstrategie entfrem det. Beide Vorwürfe 
treffen sich in dem Generalverdacht, die Sprache der Politik diene nicht 
der Kommunikation zwischen Regierenden und Regierten, sondern sie 
schließe die wahren Absichten der Regierenden hermetisch ab von der 
Urteilsfähigkeit der Regierten.
Dieser Angriff auf die politische Sprache ist ebenso wenig eine neue E nt-
wicklung wie die Klagen über die angebliche Verseuchung der Hoch-
sprache durch Frem dw örter oder die ostinate Kritik an den sich in Elfen-
beintürmen abschließenden Fachsprachen der Wissenschaft. Gemeinsa-
mes Motiv für diesen Dreifrontenkrieg der Sprachkritik ist die Forde-
rung nach Erhöhung der “V erständlichkeit” , nach Verbesserung der 
kommunikativen Teilnahmechancen aller Bürger.
Der sprachliche Exotism us der Wissenschaft wird zwar beklagt, aber 
doch im wesentlichen als unvermeidbar hingenommen. Und auch die 
kontrapunktisch geführte Klage über den epidemischen Befall der deu t-
schen Sprache durch Frem dw örter findet regelmäßig nur Widerhall bei 
beruflich oder sachlich besonders enthusiasmierten Benutzern der deu t-
schen Sprache. Anders ist dies bei der politisch begründeten Kritik an 
der Sprache der Politik. Indem sie der Sprache der Politik mangelhafte 
Verständlichkeit — als In tention  oder Ergebnis von Unvermögen — unter-
stellt, wird sie selbst zum Politicum, das den Streit der Meinungen 
herausfordert.
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Denn die Kom m unikation über Politik in der Demokratie setzt eine 
“Sprache für alle” voraus, wie sie vor dreihundert Jahren von G ottfried 
Wilhelm Leibniz gefordert wurde. Seine vordem okratische Begründung 
für die Notwendigkeit einer “Sprache für alle” , um “lust und liebe zu 
Weisheit und tugend bey den Teutschen heftiger (zu) m achen” , läßt sich 
m it geringem Aufwand an Phantasie als Begründung der sprachlichen 
Voraussetzungen der Dem okratie transportieren: “bey der ganzen nation 
aber ist geschehen, daß diejenigen, so kein latein gelernet, von der wißen- 
schaft gleichsam ausgeschloßen worden, also bey uns ein gewißer geist und 
scharffsinnige gedancken, ein reiffes urtheil, eine zarthe empfindlichkeit 
deßen so wohl oder übel gefaßet, noch nicht un ter den Leuten so gemein 
geworden, als wohl bey den auslandern zu spüren, deren wohl ausgeübte 
M uttersprach wie ein rein polirtes glas gleichsam die scharffsichtigkeit des 
gemüths befördert und dem Verstand eine durchleuchtende clarheit 
giebt” .1 Wollte Leibniz die “Sprache für alle” als mächtiges Instrum ent 
der Aufklärung in Stellung gebracht sehen, so läßt sich dies heute leicht 
als ein Plädoyer für m ehr dem okratische Partizipationschancen verstehen.
Hier drängt sich die Frage auf, ob ein Plädoyer für eine politische “Sprache 
für alle” nicht h inter der Entwicklung herläuft; ob nicht die Massen-
medien, insbesondere das Fernsehen, daran mitgewirkt haben, das Funda-
m ent für einen politischen Sprachgebrauch zu legen, dessen Verstehbar- 
keit die Grenzen des politischen Interesses weit gesprengt und zusätzliches 
politisches Interesse entfacht hat; ob die Kritik an der “V erständlichkeit” 
der politischen Sprache n icht eher als Beweis dafür zu gelten hat, daß eine 
politische Sprache für alle ganz andere Schwierigkeiten aufwirft als die der 
Verständlichkeit.
II.
Bevor diese Fragen untersucht werden können, müssen einige Feststel-
lungen über die Leistungen der Sprache in der politischen Auseinander-
setzung getroffen werden. Denn auf die Sprache der politischen Propa-
ganda konzentriert sich der Kampf der politischen Gruppierungen um 
Zustim mungsbereitschaft, die sprachlich erzeugt werden soll. Hier er-
läutert die handelnde Politik ihre Ziele und Begründungen und stellt sich 
Herausforderungen konkurrierender Machtansprüche, wenn und solange 
Gewaltanwendung als M ittel des politischen Kampfes ausgeschlossen 
bleibt. Weil die sprachliche Auseinandersetzung über Politik hauptsächlich 
in diesem Feld sta ttfindet, ist es verständlich, daß es o ft m it der “Sprache 
der Politik” gleichgesetzt wird.
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Typologie oder Terminologie dieses Sprachfeldes sind ausgerichtet auf 
die Selbstdarstellung und -rechtfertigung der Politik. Zwischen Wahlrede 
und Parteiprogramm, zwischen Pressegespräch und Fernsehinterview, 
zwischen parlamentarischer Rede und Regierungserklärung bestehen 
zwar graduelle Unterschiede im Adressatenkreis und deshalb auch im 
konkreten Gehalt der Aussagen. Gemeinsam ist diesen H aupttypen poli-
tischen Sprechens jedoch, daß sie Formen für die Darlegung und Begrün-
dung politischer Ziele in der Ö ffentlichkeit anbieten. Dabei unterschei-
den sich Parteiprogramm und Regierungserklärung ähnlich wie Wahlrede 
und parlamentarische Rede dadurch, daß Zukunftsentwürfe und politische 
A ktion in einem unterschiedlichen Mischungsverhältnis them atisiert wer-
den. So dürfte z.B. die Auseinandersetzung m it dem politischen Gegner 
außerhalb des Parlaments regelmäßig schärfer ausfallen.
Die politische Auseinandersetzung bedient sich einer Terminologie, die 
sich aus zwei großen Bereichen zusammensetzt: Der Fachsprache der 
Politik, deren Begriffe aus den von der Politik zu behandelnden Fach-
gebieten (Ökonomie, Technik, Recht, Organisation etc.) entlehnt wurden, 
und der Meinungssprache, die die Grundorientierungen und Zukunfts-
entwürfe der Politik widerspiegeln soll. Beiden “Sprachen” gemeinsam 
ist die hohe Abstraktionsebene. Sie ist die Folge der ausgeweiteten Distanz 
zwischen der unm ittelbaren Erfahrbarkeit von Zusammenhängen und der 
Notwendigkeit, sie dennoch zu beurteilen2 . Während jedoch die Fach-
sprache der Politik den Eindruck hoher R ationalität erzeugt, indem die 
entlehnten Fachterm ini die Lösbarkeit der politisch-organisatorischen 
Fachfragen signalisieren, w irkt die Meinungssprache irrational. Die m an-
gelnde Präzision, die unterschiedlichen und widersprüchlichen In ter-
pretationsm öglichkeiten und die dadurch ermöglichte emotive Ausstrah-
lung ihrer Termini, vor allem aber die polarisierende Organisation ihrer 
Begriffsfelder bewirken den Kontrast von mangelnder R ationalität der 
Meinungssprache und rational durchw irkter Fachsprache.
Die Sprache der politischen Propaganda bedient sich beider “ Sprachen” . 
Die aus Werten abgeleiteten und deshalb rational nur im m anent begründ-
baren Zielvorstellungen der Politik, die in der Meinungssprache ausgedrückt 
werden, werden durch eine Vermischung m it der Fachsprache der Politik 
rationalistisch eingefärbt, um so dem Bedürfnis nach rationaler Begrün-
dung von Politik Rechnung zu tragen. Ähnlich kann sich auch die Irratio-
nalität der Meinungssprache auf die Fachsprache übertragen, wie die 
sprachliche Seite der Diskussion um Kernenergie exemplarisch deutlich 
m acht. Die gegenseitige rationale und irrationale Einfärbung von Fach- 
und Meinungssprache gibt der Sprache der politischen Auseinander-
setzung zusätzliche W irkungsmöglichkeiten. Sie bleiben unerkennbar,
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wenn dieser Sprachgebrauch allein als “Sprache der Ideologie” verstanden 
und dann auch oft — aus der Forderung nach Rationalität heraus — negativ 
bew ertet wird. Sie bleiben auch dann unerkennbar, wenn politisches 
Sprechen nicht als das verstanden wird, was es bezweckt: nämlich Zu-
kunft zu antizipieren, Gegenwart zu rechtfertigen oder zu verwerfen 
und Vergangenheit zu bewerten. Oder: Um es m it der je tzt zu Bühnen-
ehren gekommenen Fragetrias zu formulieren: Woher kommen wir?
Wer sind wir? Wohin gehen wir?
Die Sprache der Politik will Handlungsentwürfe anbieten; der Austausch 
von Inform ationen ist subsidär, er dient der Begründung der vorgeschla-
genen Handlungsentwürfe. Die Prädominanz der Handlungsdimension 
im politischen Sprachgebrauch überlagert die Inform ationsfunktion nicht 
nur, sondern sie bindet Inform ationen an politische Zwecke. In der 
polarisierten S truk tur der politischen Auseinandersetzung enthält jede 
für die Politik relevante Inform ation eine potentielle Dynamik, die die 
politischen Gruppierungen zu ihren Gunsten sprachlich zu entfalten 
oder auszublenden versucht.
Dies ist der Grund dafür, daß in der Politik — anders als in der Wissen-
schaft — Inform ationen nicht allein in dem V ertrauen gegeben werden, 
daß Interessierte sie aufnehm en und verarbeiten; vielmehr werden sie 
bew ertet, in Zusammenhänge hineingestellt und — je nach verm uteter 
Bedeutung — möglichst o ft im K ontext der Bewertung repetiert, um so 
eine größtmögliche Zahl von Mitbürgern zu erreichen. In der Politik 
endet der Handlungskreis nicht wie in der Wissenschaft m it der Inform a-
tion, sondern er beginnt mit ihr. Am Ende steht das Ziel: die angestrebte 
Veränderung oder Stabilisierung der M achtsituation — es ist so unver-
meidlich, daß sich die Praxis der Inform ation ebenso wie ihre sprach-
liche Einkleidung an diesem Zweck ausrichtet.3 Auch wenn dieser Zweck 
nicht erkannt oder verborgen wird, durchw irkt er die öffentliche Prä-
sentation der Inform ation. Die Anstrengungen vor allem totalitärer 
Systeme, die Inform ationsinstanzen to ta l zu kontrollieren und eine 
gleichgeschaltete sprachliche Bewertung sicherzustellen, unterstreichen 
die Bedeutung, die der politischen Informationsgebung beigemessen 
wird. Die Inform ationsinstanzen machen sich das Bedürfnis der Bürger 
nach Inform ation zunutze, um deren Meinungsbildung und Verhalten 
zu steuern. Ob der Zweck und dam it auch die politische Einfärbung 
der Inform ationsgebung erkannt wird oder nicht, die den Bürger er-
reichenden Inform ationen entlasten ihn von dem Dilemma zwischen 
Meinungszwang und Meinungsunfähigkeit, indem sie ihn über das un ter-
richten, worüber er keine persönliche Erfahrung gewinnen kann.
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Für die Analyse des politischen Sprachgebrauchs ergibt sich hieraus, daß 
eine Beschränkung allein auf das Sprachmaterial die wesentliche Dimen-
sion politischen Sprechens verfehlt. Wenn der politische Zweck des 
Sprechens nicht berücksichtigt wird, bleibt die Handlungsdimension der 
politischen Sprache ausgespart. Es ist deshalb unzureichend, politische 
Äußerungen als Texte nur im K ontext von Texten zu verstehen, denn 
sie gewinnen ihre Bedeutung als Texte nur im K ontext von Handlungen4 . 
Denn politischer Sprachgebrauch bezieht sich immer auf gegebene poli-
tische Situationen. Selbst darstellende Sätze werden durch den politischen 
K ontext m it Wertungen so aufgeladen, daß sie A ktionscharakter erhalten, 
indem sie dem Adressaten Handlungen oder Unterlassungen nahelegen.
Die politische Sprache fungiert als Handlungsleitsystem5 so lange, wie 
Politik nicht ersetzt wird durch Anpassung an sogenannte Sachzwänge 
oder aber zu M itteln der Gewalt greift.
Wer Politik als Aufgabe der Gestaltung und dam it auch der Entscheidung 
versteht, muß dam it hinnehm en, daß ein großer Teil der Politik sich m it 
dem Entw urf von Handlungszielen und den Voraussetzungen ihrer Ver-
wirklichung beschäftigt. Handlungsziele sind nicht evident und für 
jederm ann einsehbar, sondern gründen auf unterschiedlichen Werten. 
Unter den Funktionsbedingungen m oderner politischer Systeme müssen 
sie jedoch so form uliert sein, daß sie eine möglichst breite Unterstützung 
erhalten. Die Sprache der politischen Propaganda, in der die Ziele poli-
tischen Handelns ausgedrückt werden, muß deshalb so flexibel sein, daß 
ihre Überredungs- und Überzeugungskraft nicht am Widerstand von 
W irklichkeits-Perzeptionen scheitert, die Protagonisten konkurrierender 
Handlungsziele aufgebaut haben.
Eine Gesellschaft bleibt politisch strukturlos und handlungsunfähig, so-
lange politische Ziele nicht gebündelt und so wirksam werden. Politische 
Integration wird so von gemeinsamen Wert- und Zielvorstellungen ge-
leistet. Die Integration setzt n icht die to tale Iden tität politischer Werte 
und Ziele voraus, wohl aber die relative Identität der Wertsysteme der 
unterschiedlichen politischen Gruppen, die in der politischen Auseinan-
dersetzung einen relativen politischen Gesamtwillen überhaupt erst 
konstituieren. Die Sprache leistet dieser für jedes politische System un-
abdingbaren Integration dadurch ihren Dienst, daß sie die Mittel an-
bietet, Werte und Ziele zu form ulieren. Dies geschieht durch die in der 
Sprache nur unzulänglich abbildbaren Entwürfe für die Gestaltung der 
Zukunft, durch Ideologien. Dies sind sprachliche Gebilde, deren Wirk-
samkeit nicht aus ihren notwendigerweise unterschiedlichen W ertpro-
filen und deshalb keineswegs für jeden nachvollziehbaren Begründungs-
zusammenhängen verständlich wird, sondern durch ihre monologische
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Struktur. Sie bezieht ihre Faszinationskraft durch die Steigerung einer 
oder weniger Werte zu einem nicht weiter begründbaren Wertsystem; 
alle anderen W ertsysteme werden so relativiert. Diese Radikalisierung 
verfolgt eindeutige Zwecke, befreit von Zweifel und Unsicherheiten und 
erlaubt Gewißheit und Selbstsicherheit. Die Integrationsleistung von 
Ideologien hängt deshalb ab von ihrer Flexibilität als der Voraussetzung 
ihrer Überzeugungskraft.
Diese Flexibilität prägt auch die Sprache der Politik, insbesondere die der 
politischen Propaganda. Die geringe Präzision ihrer Begriffe kann nicht 
als Mangel, sondern muß als Bedingung ihrer Wirksamkeit begriffen wer-
den. Der Mangel an inhaltlicher Präzision ist so als Vorbedingung für 
breite Verständlichkeit wie für Anpassungsfähigkeit an Unvorhergesehe-
nes zu verstehen.
III.
Alltagssprache und die Sprache der politischen Propaganda unterscheiden 
sich vor allem im Stellenwert und in der Gebrauchshäufigkeit von Be-
griffen. Die Sprache der Politik ist eine Sprache der Begriffe. Selbst wenn 
sie W örter aus der Alltagssprache entleiht, verleiht sie ihnen oft den Rang 
von Begriffen, den diese dann wieder verlieren, sobald sie aus dem politi-
schen K ontext entlassen werden. Begriffe sind nicht nur Symbole wie 
W örter, die als Namen oder Zeichen für einen Gegenstand oder eine 
Substanz stehen. Die Bedeutung von Wörtern wird durch den allgemei-
nen Sprachgebrauch geregelt, während Begriffe Sprachgebrauch m it nor-
m ierter oder norm ierender Bedeutung sind. Begriffe sind verdichtete Sym-
bole, die für Zusammenhänge stehen und durch sie bestim m t werden.
Erst in diesen Zusammenhängen, die unterschiedlich sein können, erhalten 
sie ihre Bedeutung. Ohne diese Zusammenhänge sind sie unvollständig, 
ergänzungsbedürftig oder “ungesättigt”6 .
Diese Feststellung trifft in besonderer Weise auf die Begriffe zu, mit deren 
Hilfe soziale Ereignisse und Entwicklungen beschrieben werden. Für histo-
rische und politische Entwicklungen ist es kennzeichnend, daß sie nicht 
monokausal erklärt werden können, sondern nur durch die Bündelung 
einer Vielzahl von Ursachen, deren jeweilige A ntriebskraft für den in 
Gang gesetzten Prozeß selten genau zu berechnen ist. Die Einschätzung 
richtet sich an unterschiedlichen Werten und Zielvorstellungen aus, an 
der sich auch die Begriffsbildung für die Beschreibung sozialer Phänomene 
orientiert.
Meist geschieht die Begriffsbildung durch die Herauslösung eines in einer 
gegebenen politischen Situation festgestellten Merkmals, das abstrahiert
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und generalisiert wird. So war z.B. der Begriff “Absolutism us” als Post- 
festum-Signatur einer bestim m ten Periode der europäischen Geschichte 
erfolgreich, weil er die absolute Verfügungsgewalt von Herrschern über 
ihre Untertanen auf einen Begriff gebracht hat, der das unterschiedliche 
Selbstverständnis beispielsweise der preußischen und der französischen 
Könige, unterschiedliche Rechts- und Regierungsssysteme, unterschied-
lich politische und soziale Bedeutungen von Adel, Kirche, Militär und 
Bürgertum ebenso ausklam m ert wie Entwicklungen, die der Absolutis-
mus zu seiner eigenen Überwindung in Gang setzte.
Die Steigerung eines oder m ehrerer Merkmale zur D om inanten, die einem 
Begriff seiner Bedeutung gibt, ermöglicht es ihm, als “m ehr oder weniger 
stabilisiertes, elementares oder entwickeltes geistiges K onzept der Orien-
tierung”7 zu fungieren. Die W ahrnehmung von historischen und politi-
schen Prozessen geschieht durch ein Raster von Begriffen, deren analy-
tische und utopische Elemente aus selektiven Perzeptionen gewonnen 
werden. Im K ontrast dazu steht, daß zumindest im sozialen Bereich die 
Anwesenheit oder Abwesenheit eines Merkmals oder einer M erkmalkom-
bination meistens eine graduelle Frage ist. Sie ist noch schwerer zu be-
antworten, falls es darum geht, eine Reihe von Merkmalen, die in ver-
schiedenen Variationen auftreten, auf den Begriff zu bringen.
Weil Begriffe “Orientierungen über O rientierungen”8 sind, weil durch 
ihre Raster Nuancen und fließende Übergänge fallen, weil sie m it Werten 
aufgeladen sind, eignen sie sich für die Politik als M ittel des Kampfes 
um Macht. Wörter, die man sich ohne K ontext denkt, können nicht lügen. 
Sie können aber täuschen, wenn sie in einen politischen K ontext gebracht 
werden, etwa durch eine “u n d ”-Fügung, wie sie die Nationalsozialisten 
zur Verbindung von “ Blut und Boden” benutzt haben. Aber: “ Begriffe 
können lügen, denn unausgesprochen steht der K ontext hinter ihnen” , 
wie beispielsweise der Begriff “Endlösung” klarm acht9 .
Begriffe, welche im politischen K ontext häufig Verwendung finden, ver-
fügen über eine ausgeprägtere Handlungsdimension, als sie für den Sprach-
gebrauch in anderen Bereichen des Lebens charakteristisch ist. Sie ge-
winnen diese Handlungsdimension aus ihrer U nbestim m theit und Kon-
textabhängigkeit, aus ihrer Fundierung durch oft gegensätzliche Wer-
tungen und Generalisierungen. Die Sprache der politischen Propaganda 
m acht sich die präskriptive Dimension ihrer Begriffe zunutze, indem sie 
die ihnen zugrunde liegenden W ertsetzungen nicht explizit erläutert, 
sondern darauf vertraut, daß diese m it den Begriffen in das Bewußtsein 
der Adressaten einfließen.
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Bei den in der Politik verwendeten Begriffen können drei Hauptarten von 
Typenbegriffen10 unterschieden werden, in denen die Handlungsdimen-
sion in unterschiedlicher Weise ausgeprägt ist: Klassifikatorische T ypen ; 
wie die klassischen Staatsform bezeichnungen “M onarchie” , “A ristokratie” , 
“Republik” 11 versuchen, feststellbare Merkmale m it bestim m ten Eigen-
schaften von Herrschaftssystemen zu kontrollieren. Anders als klassifi-
katorische Typenbildungen, z.B. in den Sozialwissenschaften, sind ihre 
Nachfolger wie “D em okratie” , “ Faschismus” und “Sozialismus” heute 
auch stark wertgeladen und so weniger geeignet, einem größeren Adressa-
tenkreis ein Phänom en zu beschreiben, ohne es zu bewerten. Dies gelingt 
bestenfalls durch die Hinzufügung von A ttributen  wie in den Kombina-
tionen “konstitutionelle M onarchie” und “parlam entarische D em okratie” , 
die auf diese Weise Merkmale m it Verfassungssystemen kombinieren, um 
Unterscheidungen m it zurückgenommenen Bewertungen zu treffen.
Sehr viel deutlicher wird die Wertsetzung bei den Extrem typen der Poli-
tik, wo ein K ontinuum  durch eine künstliche Grenze in zwei Teile getrennt 
wird. N icht nur das Rechts-Links-Schema verdankt dieser sehr veränder-
baren und unterschiedlich gezogenen Trennlinie seine unerschöpfliche 
Lebenskraft, sondern das mit ihm verbundene Gegensatzpaar “Konser-
vativismus — F ortsch ritt” . 12 Politische Positionen geraten regelmäßig 
zwischen diese Gegensätze, ohne die Kraft aufzubringen, deren Schema-
tismus aufzubrechen. In der Wissenschaft gelingt dies oft. Extrem typen 
dienen hier der Anstrengung, Varianten deutlich zu machen, ein “sowohl 
als auch” und ein “m ehr oder weniger” herauszuarbeiten, wobei davon 
ausgegangen wird, daß reine Extrem typen absolute Ausnahmen bleiben.
Die dritte H auptart von Typenbegriffen sind Idealtypen 13 ; ihre Eigen-
schaften prägen den Charakter der politischen Sprache in besonderer 
Weise. Sie sind gedankliche K onstrukte, gewonnen aus der einseitigen 
Steigerung eines oder mehrerer Gesichtspunkte und durch Zusammen-
schluß einer Fülle von diffus und diskret, hier mehr, dort weniger, stellen-
weise gar nicht vorhandener Einzelerscheinungen, die sich zu einem Ge-
dankenbild fügen. In seiner begrifflichen Reinheit ist der Idealtyp em pi-
risch nicht vorfindbar, er “ist eine Utopie, ein Grenzbegriff, mit dem 
konkrete Phänomene nur verglichen werden können, um einige ihrer be-
deutsam en Bestandteile herauszuarbeiten” 14.
Es ist vor allem ihre idealtypische Verwendung, die Schlüsselwörter in 
Geschichte und Politik erfolgreich m acht. Mit ihrer Hilfe kann die unzu-
längliche Gegenwart vor der Instanz der Zukunft angeklagt werden. Be-
griffe wie “F reiheit” , “G erechtigkeit” und “Solidarität” , aber auch “ Demo-
kratie” 15 und “Sozialismus”16 sind Schlüsselwörter, die Parteinahme
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verlangen, welche der Adressat kaum verweigern kann. Schlüsselwörter 
sind an einem Begriff festgemachte Zukunftsentwürfe m it Vergangen-
heitsdeutungen, die politische Philosophien suggerieren, ohne sie deutlich 
zu explizieren. Sie tendieren zu Utopien und geben sich aus als Realitäten, 
zum indest als realisierbare Projektionen. Sie harmonisieren Abstufungen, 
Unterschiede und Widersprüche und verzichten so auf Konturen. Sie er-
heben den Anspruch von Gesamtlösungen und erschweren Teillösungen. 
Sie setzen auf Gesetzesmäßigkeiten und S trukturen und sprechen sich 
so gegen Einzelfaktoren, Individuelles und Zufall als Beweggründe für 
Entwicklungen aus 17. Sie erwecken so den Anschein von Voraussehbar-
keit und Planbarkeit und dam it auch von R ationalität und wollen dafür 
ihre irrationale Faszinationskraft einsetzen. Dennoch sind sie ebenso un-
verzichtbar für das Verständnis von Geschichte und Politik wie für die 
politische Praxis. Durch die für Schlüsselbegriffe typische, nicht auflös-
bare Spannung zwischen unbestim m ter Bedeutung und ausgeschnittener 
Meinung, durch ihre von der Geschichte herrührende emotive Ausstrahlung 
gewinnen sie eine Dynamik, die sie sowohl zu Indikatoren wie als Fak-
toren politischer Entwicklungen werden lä ß t18. Diese politische Inte-
grationsleistung m acht die Begriffe unverzichtbar für die politische Aus-
einandersetzung.
IV.
Die Integrationsleistung der politischen Sprache erfordert einen hohen 
Preis: den Preis einer mangelnden Präzision ihrer Begriffe. Gerade weil 
die Sprache der Politik eine Sprache der Begriffe ist, wird ihre mangel-
hafte Präzision augenfällig und ohrfällig. Man kann diesen Gedanken 
allerdings auch in um gekehrte Richtung bringen. Je höher die Präzision 
der politischen Begrifflichkeit, je genauer sie eine politische Vision oder 
eine gegebene Lage auf einen Begriff bringt, desto geringer wird ihre 
Integrationsleistung, desto sektoraler oder ephem erer ihre Fähigkeit, für 
dieses Erklärungskonzept Unterstützung zu gewinnen. Die Kritik an der 
mangelnden Präzision der politischen Sprache wird so zu einem Kompli-
m ent für ihre Integrationsleistung, welche nur von einer ‘Sprache für 
alle’ aufgebracht werden kann. Die Kritik an der mangelnden Präzision 
der politischen Sprache beschäftigt sich nur vordergründig ausschließlich 
mit der sprachlichen Seite der Politik. Diese Feststellung ist deshalb von 
Bedeutung, weil sich die Sprache der Politik als eine Sprache der Begriffe 
nur im K ontext von politischen Handlungen verdeutlicht. Das ist der 
Grund, weshalb Kritik an der politischen Sprache von politischer Kritik 
nicht zu trennen ist. Unausgesprochen m itkritisiert werden stets politische 
Inhalte, welche sich in politischen Handlungen und ihrer sprachlichen
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A rtikulation dokum entieren. Und dies ist nicht nur legitim, sondern das 
Überlebenselixier der Demokratie. Bei der Sprache der Politik gewinnt 
also die Sprachkritik eine politische Dimension, zu der sie sich bekennen 
sollte. Diese politische Dimension der Sprachkritik wendet sich vor allem 
den Politikern zu. Sicherlich sind die Politiker in der parlamentarischen 
Demokratie auch verantwortlich für die Sprache, in der sich dem okra-
tische Politik repräsentiert. Sie sind aber n icht alleine verantwortlich.
Ein hohes Maß an Verantwortung für unsere politische Sprachkultur 
tragen die Massenmedien und unter ihnen besonders das Fernsehen. Un-
tersuchungen über Fernsehnachrichtensendungen19 haben gezeigt, daß 
deren sprachliche Verständlichkeit extrem  niedrig ist, sie jedoch durch 
die Bebilderung so kom pensiert wird, daß der Zuschauer der Suggestion 
erliegt, Politik nachvollziehen und aufgrund der präsentierten Inform a-
tionen beurteilen zu können.
Die Demokratie ist ein politisches System, das vom Gesetz der großen 
Zahl regiert wird. Es kann nicht den Anspruch erheben, W ahrheit offen-
zulegen, es produziert “n u r” M ehrheiten für politische Programme, die 
dam it dennoch nicht aus der Auseinandersetzung m it konkurrierenden 
Programmen entlassen werden. Das hat auch Konsequenzen für die 
Sprache der Politik. Handelnde Politiker sind darauf angewiesen, von 
möglichst vielen verstanden zu werden, weil sie M ehrheiten gewinnen 
oder erhalten wollen. Eine dem okratische Sprachkultur hat deshalb immer 
einen antielitären Soupcon. Dem sprechenden Politiker hilft der Beifall 
einiger nur wenig; er muß am Beifall die Vielen interessiert sein. Sein 
Wunsch nach dem Beifall aller bleibt ein unerfüllbarer Traum, glücklicher-
weise. Sprechen, sich sprachlich verständlich machen und auch sich ver-
ständigen können — diese Fähigkeit wird dem Politiker in der Demokra-
tie ebenso abverlangt, wie seine Bereitschaft, Kritik auch an seiner Sprache 
hinzunehmen. Hugo Steger hat von der Würde der alltäglichen Sprache 
gesprochen. Ich glaube, daß sich m it gleichem Recht auch über die Würde 
der politischen Sprache sprechen läßt, sofern sie das leistet, was sie leisten 
soll: ein hohes Maß von Verständlichkeit zur Verfügung zu stellen, das 
die Politik als die Sache von allen nicht nur für wenige reserviert.
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